Geſetz-Sammlung 
für die. 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— GERERER — — 
. 


(Jr. 5684.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Februar 1863., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
a) von der Muͤnſter-Hammer reſp. Münfter-Dortmunder Staatsſtraße bei 
Schoͤnefeldsbaum ꝛc. nach der Muͤnſter-Kaſtroper Gemeinde- Chauffee 
zwiſchen Luͤdinghauſen und Senden, und b) von der Grenze des Kreiſes 
Coesfeld uͤber Seppenrade ꝛc. bis zur Muͤnſter⸗-Hammer Straße, im Kreiſe 


’ Luͤdinghauſen. 
N sem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee: a) von der Muͤnſter-Hammer reſp. Muͤnſter⸗Dortmunder Staatsſtraße 
bei Schoͤnefeldsbaum uͤber Aſcheberg und Ottmarsbochold nach der Muͤnſter⸗ 
Kaſtroper Gemeinde⸗Chauſſee zwiſchen Luͤdinghauſen und Senden, und b) von 
der Grenze des Kreiſes Coesfeld über Seppenrade, Luͤdinghauſen, Nordkirchen, 
Capelle und Herbern bis zur Muͤnſter-Hammer Straße, im Kreiſe Luͤding⸗ 
hauſen, Regierungsbezirk Muͤnſter, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
gedachten Kreiſe das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforder⸗ 
lichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und 
Unterhaltungs⸗Materialien, in Bezug auf dieſe Straßen, nach Maaßgabe der 
für die Staats - Chauffeen beſtehenden Vorſchriften. Zugleich will Ich dem ge: 
dachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffeemaßigen Unterhaltung der 
Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſon⸗ 
ſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. 4135 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 2. Februar 1863. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 5688.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Kurheſſen wegen einer von Halle uber 


en nach Caſſel zu erbauenden Eiſenbahn. Vom 4. Februar 
1863. 


Seine Majeftät der 12150 von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 

Kurfuͤrſt von Heſſen, in dem Wunſche uͤbereinſtimmend, ihre beiderſeitigen Staats⸗ 

en durch eine Eiſenbahn von Halle über Nordhauſen nach Caſſel in nähere 

Verbindung zu bringen, haben zum Behufe einer hieruͤber zu treffenden Verein⸗ 

barung zu Bevollmaͤchtigten ernannt: 

Seine Majeftät der König von Preußen: 
Allerhoͤchſtihren Regierungs-Praͤſidenten Eduard v. Moeller, 
Ritter des Rothen Adler-Ordens zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, 
Komthur des Königlichen Haus-Ordens von Hohenzollern, Kom⸗ 
mandeur des Civilverdienſt-Ordens vom Niederlaͤndiſchen Löwen, 
Kommandeur zweiter Klaſſe des Königlich Hannoverſchen Guelphen- 
Ordens, Komthur erſter Klaſſe des Großherzoglich Heſſiſchen Ver— 
dienſt⸗Ordens Philipps des Großmuͤthigen und des Herzoglich 
Naſſauiſchen Verdienſt⸗Ordens Adolphs von Naſſau; 
Seine Königliche Hoheit der Kurfürft von Heſſen: 

Allerhoͤchſtihren Geheimen Ober⸗Baurath Georg Friedrich 
Lange, Inhaber des Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Wilhelms-Ordens vier⸗ 
ter Klaſſe, Ritter des Königlich Preußiſchen Rothen Adler-Ordens 
dritter Klaſſe, Ritter des Königlich Hannoverſchen Guelphen-Ordens 
dritter Klaſſe; 


welche nach vorhergegangener Verhandlung, unter dem Vorbehalte der Kati- 
fikation, uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen ſind: 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Regierung ver- 
pflichten ſich gegenſeitig, den Bau einer Eiſenbahn von Halle an der Saale 
über Nordhauſen und Heiligenſtadt nach Caſſel zu geſtatten und zu fördern, 
und namentlich zur Erwerbung der dazu erforderlichen Grundſtuͤcke das Expro⸗ 
priationsrecht zu ertheilen. 


Artikel 2. 


Der Grenz⸗Uebergangspunkt zwiſchen Hohengandern und Eichenberg auf 
der Waſſerſcheide zwiſchen Werra und Leine ſoll noͤthigenfalls durch deshalb 
abzuordnende techniſche Kommiſſarien näher feſtgeſtellt werden. 

In Halle und Caſſel ſoll die Eiſenbahn mit den daſelbſt beſtehenden 
Bahnen in unmittelbare Schienenverbindung gebracht werden, dergeſtalt, daß 
Transportmittel von den im Oſten und im Weſten beſtehenden Bahnen mittelſt 
der zu erbauenden Eiſenbahn gegenſeitig unmittelbar uͤbergehen koͤnnen. 

Zu dieſem Ende ſoll die Spurweite der zu erbauenden er in 

Ueber: 


Uebereinſtimmung mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig vier Fuß 
acht und einen halben Zoll engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betra⸗ 


gen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo 155 werden, 
daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten übergehen konnen. 


Artikel 3. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts innerhalb jedes 
Staatsgebietes bleibt der betreffenden Regierung uͤberlaſſen. 

Der Unternehmer der Eiſenbahn iſt verpflichtet, die Einmuͤndung von 
Zweigbahnen nach dem Verlangen der Regierung, in deren Gebiete der Ein⸗ 
muͤndungspunkt liegt, zu geſtatten. 


Artikel 4. 
Die beiden hohen Regierungen verpflichten ſich, gemeinſchaftlich dahin zu 


wirken, daß der Betrieb auf der Bahn von Halle uͤber Nordhauſen nach Caſſel 


ſtets in der Hand Einer Verwaltung vereinigt ſei. 


Artikel 5. 


Die hohen Regierungen werden zur den und . des Ihnen uͤber die 
Bahnſtrecken in Ihren Gebieten zuſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechtes beftän- 
dige Kommiſſarien beſtellen, welche die Beziehungen ihrer hohen Regierungen 
zu der Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu vertreten haben, 
welche nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kom⸗ 
petenten Behoͤrden geeignet ſind. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechtes der hohen Regierungen über 
die in Ihren Gebieten belegenen Bahnſtrecken und den darauf ſtattfindenden Be⸗ 
trieb verbleibt fuͤr den Fall, daß die in Rede ſtehende Eiſenbahn von einer 
Eiſenbahngeſellſchaft ausgeführt wird, die Ausübung des Oberaufſichtsrechtes 
über dieſelbe im Allgemeinen und deren Geſchaͤftsbetrieb derjenigen der hohen 
Regierungen, in deren Gebiete dieſelbe ihren Sitz hat. 


Artikel 6. 


Die Genehmigung der Fahrplaͤne und Tarife ſoll derjenigen der hohen 
Regierungen, in deren Gebiete die den Betrieb fuͤhrende Verwaltung ihren Sitz 
hat, ausſchließlich vorbehalten bleiben, doch wird dieſelbe dafuͤr Sorge tragen, 
daß taͤglich mindeſtens eine zweimalige direkte Verbindung, ohne anderen als 
den durch den Betrieb bedingten Aufenthalt auf den Stationen, zwiſchen Halle 
und Caſſel ſtattfinde, ſowie daß die Fahrpreiſe für die Halle» Nordhaufen- 
Caſſeler Bahn in ein angemeſſenes Verhaͤltniß zu den Fahrpreiſen der anſchlie⸗ 
ßenden Eiſenbahnen gebracht werden. 5 

Beide hohe kontrahirende Regierungen werden außerdem darauf bedacht 
ſein, die Fahrten auf der in Rede ſtehenden Bahn, beziehungsweiſe auf den 
Anſchlußbahnen ſo zu regeln, daß zwiſchen Berlin einerſeits und Caſſel, Frank⸗ 
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furt und Coͤln, ſowie der Preußiſchen Provinz Weſtphalen andererſeits taͤglich 
mindeſtens zwei durchgehende Perſonenzuͤge ſtattfinden. 


Artikel 7. 


Zwiſchen den Unterthanen der hohen kontrahirenden Regierungen foll 
ſowohl hinſichtlich der Beförderungspreiſe als der Zeit der Abfertigung kein 
Unterſchied gemacht werden, namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen 
Staates in das Gebiet des anderen Staates uͤbergehenden Transporte weder 
in Beziehung auf die Abfertigung, noch ruͤckſichtlich der Befoͤrderungspreiſe 
unguͤnſtiger behandelt werden, als die aus dem betreffenden Staate abgehenden 
oder darin verbleibenden Transporte. 


9 
N 


Artikel 8. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in dem Gebiete der hohen 
Regierungen kompetenten Behoͤrden in Gemaͤßheit des fuͤr jedes Staatsgebiet 
beſonders zu publizirenden Bahnpolizei-Reglements nach uͤbereinſtimmenden 
Grundſaͤtzen gehandhabt werden. 


f Artikel 9. 

5 Die hohen Regierungen find darüber einverſtanden, daß die wegen Hand⸗ 
habung der Paß- und Fremdenpolizei bei Reifen mittelſt der Eiſenbahnen unter 
Ihnen theils ſchon beſtehenden, theils noch zu verabredenden Beſtimmungen auch 
auf die in Rede ſtehende Eiſenbahnverbindung Anwendung finden ſollen. 


Artikel 10. 


Die Regelung des Poſtbetriebes auf der in Rede ſtehenden Eiſenbahn 

bleibt der beſonderen Vereinbarung vorbehalten, welche in dem Falle, daß der 

Betrieb der Bahn von einer Eiſenbahngeſellſchaft uͤbernommen wird, auch fuͤr 
dieſe bindend ſein ſoll. 


Artikel 11. 


Hinſichtlich der Anlage und des Betriebes einer elektro-magnetiſchen 
Stagts⸗Telegraphenlinie auf der Eiſenbahn von Halle über Nordhauſen nach 
Caſſel behalten die hohen kontrahirenden Regierungen ſich eine beſondere Ver⸗ 
einbarung vor, welche fuͤr den Unternehmer der Bahn bindend ſein ſoll. 


Artikel 12. 


Ruͤckſichtlich der Benutzung der mehrerwaͤhnten Bahnſtrecke zu Zwecken 
der Militairverwaltung, ift man über folgende Punkte uͤbereingekommen? 


1) Für alle Transporte von Militairperfonen oder Militaireffekten, welche 
für Rechnung der Königlich Preußiſchen oder der Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen 
Militairverwaltung auf der Eiſenbahn von Halle uͤber Nordhauſen nach 
Caſſel bewirkt werden, wird den gegenſeitigen Militairverwaltungen 

hin⸗ 
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hinſichtlich der Befoͤrderungspreiſe voͤllige Gleichſtellung zugeſichert, der⸗ 
geſtalt, daß die Zahlung dafuͤr an die Eiſenbahnverwaltung nach ganz 
gleichen Saͤtzen erfolgen ſoll. 

2) Wenn in Folge etwaiger Bundesbefchlüffe oder anderer außerordent⸗ 
licher Umftände auf Anordnung der Königlich Preußiſchen oder der 
Kurfurſtlich Heſſiſchen Regierung größere Truppenbewegungen auf der 
mehrgedachten Eiſenbahn ſtattfinden ſollten, fo liegt der Eiſenbahnver⸗ 
waltung die Verpflichtung ob, für dieſe und für Sendungen von Waf⸗ 
fen, Kriegs- und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſowie von Militaireffekten 
jeglicher Art, inſoweit ſolche Sendungen zur Beförderung auf Eiſen⸗ 
bahnen uͤberhaupt geeignet ſind, noͤthigenfalls auch außerordentliche 
Fahrten einzurichten und fuͤr dergleichen Transporte alle Transport⸗ 
mittel, die der ungeſtoͤrt fortzuſetzende regelmäßige Dienſt nicht in 
Anſpruch nimmt, zu verwenden und, ſoweit thunlich, hierzu in Stand 
zu ſetzen, nicht minder die mit Militairperſonen beſetzten und die mit 
Militaireffekten beladenen, von einer anſtoßenden Bahn kommenden 
Transportfahrzeuge auf die eigene Bahn, vorausgeſetzt, daß dieſe dazu 
geeignet ſind, zu uͤbernehmen, auch mit den disponiblen Lokomotiven 
weiter zu fuͤhren. 

Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem Dienſt⸗ 
perſonale der betreffenden Eiſenbahnverwaltung uͤberlaſſen, deſſen Anordnungen 
waͤhrend der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. 

Hinſichtlich des an die Eiſenbahnverwaltungen zu entrichtenden Fahr⸗ 
geldes tritt, wie unter 1., eine völlige Gleichſtellung der gegenſeitigen Militair⸗ 
verwaltungen ein. 

Artikel 13. 


Ruͤckſichtlich des Baues und Betriebes der Bahnſtrecken in den betreffen⸗ 
den Staatsgebieten ſollen im Allgemeinen die in denſelben wegen der Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen beſtehenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften und adminiſtra⸗ 
tiven Grundſaͤtze e Anwendung finden, inſofern nicht der Umſtand, 
daß die fragliche Bahnſtrecke ein Ganzes ausmacht und nur im Zuſammen⸗ 
hange zu benutzen iſt, zu Abweichungen Anlaß giebt. 

Im Einzelnen iſt man hierbei über folgende Punkte uͤbereingekommen: 


Artikel 14. 


In Anſehung der auf der Bahn anzuwendenden Fahrzeuge, einfchließlich 
der Dampfwagen, iſt man daruͤber einverſtanden, daß die von einer der hohen 
Regierungen zu veranlaſſende Pruͤfung genuͤge und eine Genehmigung Seitens 
der anderen Regierung nicht erforderlich ſei. 


Artikel 15. 


Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Aufſichts- und Be⸗ 
triebsbeamten ſind auf Praͤſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten 
Behoͤrden der betreffenden Staaten in Pflicht zu nehmen. 
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hoh hirenden Regierungen die Entfernung eines 
auf Ihrem Gebiete ſtationirten Bahnbeamten oder Bedienſteten für angemeſſen 
erachten ſollte, ſo hat die Bahnverwaltung denſelben auf geſchehene motivirte 
Aufforderung ſofort vom Dienſte abzuberufen. 


Artikel 16. 


Die Verwaltung der in Rede ſtehenden Eiſenbahn wird ruͤckſichtlich der 
in den beiderſeitigen Staaten gelegenen Bahnſtrecken einer anderen Art der Be- 


ns nicht unterworfen werden, als die Privat⸗Eiſenbahngeſellſchaften über: 
aupt. 


Artikel 17. 


g Fuͤr den Fall, daß eine Preußiſche Geſellſchaft die Konzeſſion auch fuͤr 
die Bahnſtrecke im Kurfuͤrſtenthum Heſſen erhalten möchte, gewaͤhrt die Kur⸗ 
fürftlich Heſſiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung das Recht 
des Ankaufs auch der Heſſiſchen Strecke nach Maaßgabe des Koͤniglich Preu⸗ 
ßiſchen Geſetzes uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., behaͤlt 
Sich jedoch das Recht vor, das Eigenthum der in Ihr Gebiet fallenden Bahnſtrecke 
zu jeder Zeit, nachdem dieſelbe von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung an⸗ 
gekauft iſt, unter denſelben Bedingungen an ſich zu ziehen, unter welchen die 
Koͤniglich Preußiſche Regierung daſſelbe erworben hat 

Der bauenden Geſellſchaft gegenuͤber behaͤlt die Kurfuͤrſtliche Regierung 
Sich das Recht vor, nach Ablauf von 30 Jahren, vom Tage der Betriebser- 
Öffnung an gerechnet, oder auch ſpaͤter, die auf Ihr Gebiet fallende Bahnſtrecke 
gegen Erſtattung der Anlagekoſten in Eigenthum zu übernehmen. 


Artikel 18. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
und die Auswechſelung der daruͤber auszufertigenden Ratifikations⸗Urkunden fo 
bald als moͤglich, ſpaͤteſtens aber binnen ſechs Wochen, in Berlin bewirkt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmaͤch⸗ 
tigten unterzeichnet und beſiegelt worden. 


So geſchehen zu Gießen, den 4. Februar 1863. 


Eduard v. Moeller. Georg Friedrich Lange. 
(. 8.) (L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Aus wechſelung der Ratifi⸗ 


kations⸗Urkunden bewirkt worden. 
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(Nr. 5686.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Mär; 1863., betreffend die Verleihung des Ex⸗ 
propriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau 
und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee von Raths-Damnitz nach 
Wundichow, und die Verleihung des Rechts zur Entnahme der Chauffees 
Unterhaltungsmaterialien und der fiskaliſchen Vorrechte in Bezug auf die 
kuͤnftige Unterhaltung der in den Stolper Kreis fallenden Strecke der 
Buͤtow⸗Lauenburger Straße von der Buͤtower Kreisgrenze uͤber Wundichow, 
Gr. Noſſin und Wutzkow bis zur Grenze des Lauenburger Kreiſes. 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen 
im Kreiſe Stolp, Regierungsbezirk Cöslin, 1) der in dieſen Kreis fallenden 
Strecke der Buͤtow-Lauenburger Straße von der Buͤtower Kreisgrenze tiber 
Wundichow, Groß⸗Noſſin und Wutzkow bis zur Grenze des Lauenburger Kreiſes, 
D von Raths⸗Damnitz nach Wundichow zum Anſchluß an die zu 1. gedachte 
Straße bei Wundichow, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Stolp das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee von Raths⸗Damnitz nach 
Wundichow erforderlichen Grundſtücke, ſowie das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſee-Unterhaltungsmaterialien in Bezug auf die 
zu 1. bezeichnete Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen 
Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der erwähnten beiden 
Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf denſelben nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Bor: 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen an⸗ 
gewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 16. Maͤrz 1863. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 
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. (Nr. 5687.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrungen vom 29. April 1862. reſp. 

5 f 8. April 1863., betreffend die Etappenkonvention zwiſchen Preußen und 

N Baden. Vom 8. April 1863. 1 


- Massen in dem Protokolle d. d. Karlsruhe, den 12. Auguſt 1861., wegen 
Auswechſelung der Miniſterial-Erklaͤrungen uͤber die zwiſchen der Königlich 
0 Preußiſchen und der Großherzoglich Badiſchen Regierung vereinbarte Etappen⸗ 
— konvention bezuͤglich der aus den Preußiſchen Landen nach der Bundesfeſtung 
3} Raſtatt und umgekehrt, ſowie der aus den Hohenzollernſchen Landen nach den 
übrigen Provinzen der Preußiſchen Monarchie und umgekehrt beſtimmten Re⸗ 


ge kruten⸗ und Reſervetransporte und Truppenabtheilungen, fuͤr den Fall, daß die 
0 5 zwiſchen der Königlich Preußiſchen und ber Königlich Wuͤrttembergiſchen Re⸗ 
. gierung ſchwebenden Verhandlungen wegen Einraͤumung einer Etappenſtraße fuͤr 


den Transport der in den Hohenzollernſchen Landen ſtehenden Truppen in kuͤr⸗ 
zeſter Linie von Hechingen aus uͤber den Schwarzwald zur Eiſenbahn zum Ab⸗ 
ſchluſſe gelangen, eine beſondere Vereinbarung wegen Bewilligung des Fuß⸗ 
marſches ſolcher Transporte von der Wuͤrttembergiſchen Grenze auf Großher⸗ 
zoglichem Gebiete bis ec Need Eiſenbahn ausdruͤcklich vorbehalten 
jr wurde, und nachdem dieſer Fall bezüglich der aus den Hohenzollernfchen Lan⸗ 
2 den nach der Bundesfeſtung Raſtatt und umgekehrt beftimmten Koͤniglich Preußi⸗ 
5 ſchen Truppentheile nunmehr eingetreten iſt, indem die Koͤniglich Wuͤrttember⸗ 
1 giſche Regierung ſich bereit erklärt hat, denſelben eine Militairſtraße in der Rich⸗ 
95 tung von Hechingen uͤber Empfingen und Freudenſtadt nach der naͤchſten Ba⸗ 
SR diſchen Eiſenbahnſtation und umgekehrt durch Ihr Gebiet einzuraͤumen, fo find 
die Koͤniglich Preußiſche und die Großherzoglich Badiſche Regierung uͤber folgende 
Punkte uͤbereingekommen: 8 


5 Artikel 1. 


Die Großherzoglich Badiſche Regierung bewilligt der Königlich Preußiſchen 
5 Regierung zur Benutzung fuͤr die aus den Hohenzollernſchen Landen nach der 
. Bundesfeſtung Raſtatt und umgekehrt beſtimmten Truppentheile oder Rekruten⸗ 
und Reſervetransporte eine Etappenſtraße von der Badiſchen Grenze bei Freu— 
denſtadt in der Richtung nach der Eiſenbahnſtation Achern, über Baiersbronn, 
Mittelthal, Ruheſtein, Seebach (Schulhaus), Ottenhoͤfen, Kappelrodeck. 


x Artikel 2. 
| Haupt⸗Etappenort auf dieſer Strecke ift Ottenhoͤfen, Neben⸗Etappen 


Seebach und Kappelrodeck. . 
Die Entfernungen der auf der bezeichneten Etappenſtraße gelegenen Orte 


; werden nach folgendem Maaßſtabe in Badiſchen Stunden berechnet: 

N 1) von Freudenſtadt nach Baiersbronn 14 Stunden, 
5 „ Baie „ Miet , 

fi ' „ Mitteltzanß N... Rubeftein:, . cnaniancaae 3 

. 4) „ Ruheſtein „ Seebach (Schulhaus) ... 2 


. 


5) von Seebach nach Ottenhofen ser Stunden, 

6) „ Ottenhoͤfen „ Rappelrodeck .. „. 

7) „ Kappelrodeck „ Achern (Bahnhof) .... an 
Artikel 3. a 


Von der Eiſenbahnſtation Achern nach Raſtatt und umgekehrt hat der 
Transport auf der Eiſenbahn zu geſchehen, nach Maaßgabe der Beſtimmungen 
des H. 24. der beſtehenden Etappenkonvention. 


Artikel 4. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung verpflichtet Sich, vom Abſchluſſe dieſer 
Uebereinkunft an, alle von den Hohenzollernſchen Landen nach Raſtatt und um⸗ 
gekehrt beſtimmten Truppentransporte in der Regel auf dieſer neuen Etappen⸗ 
ſtraße Freudenſtadt⸗Achern-Raſtatt befördern zu laſſen. 


Artikel 5. 


Im Uebrigen ſollen alle in der am 12. Auguſt 1861. durch dahier ſtatt⸗ 
gehabten Austaufch der betreffenden Miniſterial-Erklaͤrungen abgeſchloſſenen 
Etappenkonvention enthaltenen Beſtimmungen auf dieſe Uebereinkunft An⸗ 
wendung finden und dieſe letzteren als Beſtandtheil jener Konvention angeſehen 
werden. 

Zur Urkund deſſen iſt gegenwärtige Miniſterial⸗Erklaͤrung ausgefertigt 
worden, um gegen eine uͤbereinſtimmende Erklaͤrung des Großherzoglich Ba⸗ 
diſchen Miniſteriums des Großherzoglichen Hauſes und der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten ausgewechſelt zu werden. 5 


Berlin, den 29. April 1862. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


(L. S.) Gr. v. Bernſtorff. 
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N sten in der zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich 
Badiſchen Regierung unterm 25 Juli 1861. vereinbarten Etappenkonvention für 


die mit Artikel 1. Ziffer III. der Königlich Preußiſchen Regierung bewilligten 
drei Etappenſtraßen: 


a) in der Richtung von Saarbruͤck nach Raſtatt, von der Knielinger Brucke 
über Muͤhlburg oder Daxlanden ꝛc., 

b) in der Richtung von Mannheim über Schwetzingen, Wieſenthal, Eggen⸗ 
ſtein, Muͤhlburg nach Raſtatt, e ee 
c) in der Richtung von Heidelberg uͤber Wiesloch, Bruchſal, Durlach, 

Ettlingen nach Raſtatt, 


nähere Verabredung uber die Etappen⸗Hauptorte und deren Bezirke, ſowie tiber 
die Berechnung der Entfernungen vorbehalten wurde, ſo ſind bie beiderſeitigen 
Regierungen nunmehr uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen. 


a) Die Etappenſtraße von Saarbruͤck nach Raſtatt, von der Knielinger 
Bruͤcke uͤber Muͤhlburg oder Daxlanden ꝛc. berührt den Haupt⸗ 
Etappenort 

Muͤhlburg mit den Neben⸗Etappenorten 
Gruͤnwinkel, Daxlanden und Knielingen. 


Die Entfernungen werden in Badiſchen Stunden berechnet: 


von Steinweiler nach Muͤhlburg ..... 5,0 Stunden, 
Muͤhlburg = Gruͤnwinkel. . .. 0,3 5 
5 = „Daxlanden 0,6 5 
: - = Knielingen ..... 0,7 8 
E = bis Raſtatt . 4,9 = 


b) Die Etappenſtraße von Mannheim über Schwetzingen, Wieſenthal, Eg⸗ 
genſtein, Muͤhlburg nach Raſtatt beruͤhrt die Haupt⸗Etappenorte: 
1) Schwetzingen; der Etappenbezirk beſteht aus den Orten: Plank⸗ 
ſtadt, Eppelheim, Bruͤhl, Oftersheim, Ketſch; 
2) Wieſenthal; der Etappenbezirk beſteht aus den Orten: Oberhauſen, 
Kirrlach, Philippsburg, Neudorf; 


3) Eggenſtein, mit den Orten Welſchneureuth, Teutſchneureuth, 
Leopoldshafen, Linkenheim, Blankenloch. 


Die Entfernungen werden in Badiſchen Stunden berechnet: 


von Frankenthal nach Schwetzingen... 6,3 Stunden, 
- Schwetzingen - Plankſta dt. 0,5 = 
. = „Eppelheim 40 %° 8 
= = z Brühl — n0n 0,8 = 
2 = 2 Oftersheim NR 0, 2 
2 — 2 Ketſch e re a seele ie 1,0 = 


von 


c) Die Etappenſtraße in 


Bruchſal, 


Walldorf, Rauenberg, Baierthal; 


der Richtung von Heidelber 


e N — 155 — „ ER Ze a TE ee 
von Schwetzingen nach Wiefenthal .....- 4,8 Stunden, 
⸗Wieſenthal = Oberhauſen .. I = 
- - = ee 0, er 
- 5 5 ilippsburg .... 1,2 
Ba, . 
= Wieſenthal = Eggenſtein 4,7 . 
⸗Eggenſtein = Welichneureuth .. 09 = 
- . =  Zeutfchneureuth..... 0,7 = 
- P = Leopoldshafen .. 0,7 8 
2 ? „ Linkenheim 1,2 = 
- - - Blanfenlodh ..... 1,1 N 
= Eggenſtein „ Raſtatt 6,3 P 


g uͤber Wiesloch, 

Durlach, Ettlingen nach Raſtatt beruͤhrt die Haupt⸗ 
Etappenorte: 
1) Schriesheim; der Etappenbezirk beſteht aus den Orten: Doffen- 
heim, Leutershauſen, Handſchuchsheim; 

2) Wiesloch; der Etappenbezirk beſteht aus den Orten: Altwiesloch, 


3) Weingarten; der Etappenbezirk beſteht aus den Orten: Joͤhlingen, 


Blankenloch, Durlach. 
Die Entfernungen werden in Badiſchen Stunden berechnet: 


von Heppenheim nach Schriesheim... 5,0 Stunden, 
„Schriesheim = Doſſenheim 0,8 - 
⸗ = „Leutershauſen 0,7 - 
s - - Handfchuchsheim . 1,4 - 
„Schriesheim = Wiesloch 5, = 
= Wiesloch Altwiesloch .. 0,2 = 
= 2 = Walldorf A 1,2 = 
- . Rauenberg ses 
5 8 Baierthal 12 
Wiesloch Weingarten 7 - 
Weingarten = Joͤhlingen 4,1 - 
5 - Blankenloch 1,3 E 
5 Da 4,7 = 


Nachdem 


Saarbruͤck nach Raſtatt, eine Eiſenbahnverbindung von der Knielinger 


Weingarten b 


is 


Naſtatt Na 77 


inzwiſchen, bezuͤglich der Etappenſtraße in der Richtung von 


ruͤcke 


(Maxau) über Knielingen, Muͤhlburg nach Carlsruhe hergeſtellt und dem Be: 
triebe uͤbergeben worden iſt, ſind die beiden Regierungen weiter daruͤber uͤberein⸗ 
gekommen, auch fuͤr dieſe unter Artikel 1. III. a. der Konvention aufgefuͤhrte 
Straße den im Nachſatze zu jenem Artikel ausgeſprochenen Grundſatz zur An⸗ 
wendung zu bringen, daß nämlich auch dieſe Straße in der Regel nur fuͤr einzelne 


(Nr. 56875688.) 


Trans⸗ 


r 


L 156 — 
Transporte, insbeſondere von Munition und Pferden, deren Beförderung auf 


3 


der Eiſenbahn nicht thunlich erfcheint, fonft aber für die Strecke Raſtatt — 


Knielinger Bruͤcke die Eiſenbahn benutzt werde. . ö 
Zur Urkund deſſen iſt gegenwärtige Miniſterial⸗Erklaͤrung ausgefertigt 
worden, um gegen eine gleichlautende Erklarung des Großherzoglich Badiſchen 
Miniſteriums des Großherzoglichen Hauſes und der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten ausgewechſelt zu werden. a 
Berlin, den 8. April 1863. 


Der Königlich Preußiſche Präfident des Staatsminiſteriums, 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Bis marck-Schoͤnhauſen. 


Vorſtehende Miniſterial⸗Erklärungen werden, nachdem ſie gegen uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrungen des Großherzoglich Badiſchen Miniſteriums des Großherzog⸗ 
lichen Hauſes und der auswaͤrtigen Angelegenheiten vom 5. April 1862. reſp. 
15 März 1863. ausgewechſelt worden, in zur Öffentlichen Kenntniß 
gebracht. ‘ 
Berlin, den 8. April 1863. 


Der Präfident des Staatsminiſteriums, Miniſter der auswärtigen 


Angelegenheiten. 
v. Bismarck-Schoͤnhauſen. 


Nr. 5688.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
’ i gung F 
„Aktiengeſellſchaft Flora“ mit dem Sitze zu Coͤln errichteten Aktiengeſell— 
ſchaft. Vom 15. April 1863. 


. Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 13. April 

1863. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Aktiengeſellſchaft 

Flora“ mit dem Sitze zu Coͤln, ſowie deren Statut vom 6. Maͤrz 1863. zu 

genehmigen geruht. Der Allerhöchſte Erlaß nebft dem Statute wird durch das 

Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Coͤln bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 15. April 1863. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


